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- Beschlusskammer 4 -
Az.: BK4-13-1703 

Beschluss 

in dem Verwaltungsverfahren nach Artike112 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 aufgrund 

des Investitionsantrags 


der Fluxys TENP GmbH, Elisabethstr. 11, 40217 Düsseldorf, vertreten durch die Geschäfts­

führung, 


Antragstellerin, 

hat die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bann, 

durch ihren Vorsitzenden Alexander Lüdtke-Handjery 

ihre Beisi!2:erin Dr. Janine Haller 

und ihren Beisitzer Rainer Busch 

am 09.05.2014 

beschlossen: 

1. 	 Die Antragstellerin trägt aufgrund des Antrags auf grenzüberschreitende Kostenauf­

teilung im Rahmen des Investitionsantrags für das Projekt "Reverse flow interconnec­

tion 
vonllilllllllllll 

an TENP pipeline Ia Eynatten interconnection point" Investitionskosten in Höhe 


2. 	 Die Einbeziehung der Investitionskosten in die Netznutzungsentgelte ergibt sich aus 

den Regelungen der Anreizregulierungsverordnung. 


3. 	 Der Antragstellerin wird auferlegt, den sich aus den Gründen ergebenden Mittei­

lungspflichten zum 31. Märzjeden Jahres nachzukommen. 


4. 	 Die Genehmigung steht unter dem Vorbehalt des Widerrufs. 

i 
i 

I 
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Gründe: 

I. 

Die Antragstellerin begehrt eine Entscheidung über den Investitionsantrag für das Projekt 
.,Reverse flow interconnection an TENP pipeline to Eynatten interconnection point" gemäß 
Artikei12Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 inklusive einer Entscheidung über 
eine grenzüberschreitende Kostenaufteilung. 

Die Antragstellerin ist Betreiberin eines Fernleitungsnetzes mit Sitz in Nordrhein-Westfalen. 

Die Antragstellerin trägt vor, das technische Ziel der Investition sei, einen Gastransport von 
Südeuropa nach Nordwest-Europa zu ermöglichen. Auf der TENP, die von der niederlän­
disch-deutschen und belgiseh-deutschen Grenze bis zur deutsch-schweizerischen Grenze 
verlaufe, werde Erdgas aus den Niederlanden und Belgien nach Deutschland, in die Schweiz 
und nach Italien transportiert. Das TENP-Transportsystem verfüge über vier Verdichterstati­
onen in Stollberg, Mittelbrunn, Schwarzach und Hügelheim. Die TENP stelle die bedeutends­
te Nord-Süd-Achse des europäischen Erdgas-Verbundsystems dar und bestehe aus zwei 
Rohrleitungen mit einer Länge von je 500 km. Das hier gegenständliche Projekt .,Reverse 
flow interconnection an TENP pipeline to Eynatten interconnection point" baue auf der Reali­
sierung des ebenfalls als Projekt von gemeinsamen Interesse (project of common interest, 
PCI) eingestuften Projektes .,Reverse flow interconnection on TENP pipeline" (5.1 0) auf. Die 
Antragstellerin gehe davon aus, dass beide Projekte realisiert würden. Durch das hier ge­
genständliche Projekt sollen durch den Bau einerneuen Pipeline zwischen Stallberg und 
Eynatten sowie die Installation zusätzlicher Verdichtereinheiten in stollberg neue Transport­
kapazitäten am Exil Eynatten geschaffen werden. Die Umkehrung des Gasflusses sei Teil 
eines größeren Projekts, mit dem das Ziel verfolgt werde, einen Gastransport von SOdeuropa 
nach Nordwest-Europa zu ermöglichen. Dieses größere Projekt erstrecke sich Ober mehrere 
Fernleitungsnetze und GrenzObergangspunkte, insbesondere in Italien, der Schweiz, 
Deutschland und Belgien. Bei Umsetzung des Vorhabens könnte Gas aus Italien und der 
Schweiz dem deutschen Markt zugänglich gemacht werden sowie von dort aus in Belgien 
und den Niederlanden (indirekt Ober Belgien) zur Verfügung stehen. Ein Ausbau zum nieder­
ländischen Grenzübergangspunkt Bocholtz sei nicht vorgesehen. Um eine optimale Abstim­
mung der von den beteiligten Fernleitungsnetzbetreibern jeweils eigenverantwortlich durch­
zufahrenden Einzelprojekten zu gewährleisten, hätten Snam Rate Gas (Italien), FluxSwiss 
Sagl (Schweiz), Fluxys Begium SA (Belgien) und die Antragstellerin eine gemeinsame Stelle 
zur technischen Koordinierung der Projekte eingerichtet. Als Arbeitsgrundlage für diese län­
derübergreifende Koordinierung gelte der Grundsatz, dass jeder Fernleitungsnetzbetreiber 
jeweils für die Vorhaben zuständig sei, die in dem Land durchgeführt würden, in dem der 
Fernleitungsnetzbetreiber tätig sei. Seitens der Europäischen Kommission sei bestätigt war" 
den, dass die einzelnen Vorhaben jeweils separat zu betrachten seien, da der Status eines 
PCI den unterschiedlichen EU-Vorhaben jeweils einzeln zuerkannt worden sei. Je Teilin­
vestment liege der jeweilige Vorteil fast ausschließlich in dem jeweiligen Markt der Teilinves­
tition. 

GemäßArtikel12 Absatz 3 der Verordnung (EU) 347/2013 muss der Investitionsantrag an 
die Regulierungsbehörden aller betroffenen Mitgliedsstaaten übermittelt werden. Die Antrag­
stellerin hat den Antrag nur bei der Bundesnetzagentur gestellt. Die Bundesnetzagentur hat 
die Antragsunterlagen unter dem 14.11.2013 an die Regulierungsbehörden der Mitglieds­
staaten Belgien, Italien, Frankreich und Niederlande übermittelt, da diese von dem Projekt 
ebenfalls betroffen sein könnten. Die Regulierungsbehörden der Mitgliedsstaaten Italien und 
HänRreicn ilaPän der Bundäsrretza-geniar mitgeteilt, dass sie sich nichl-als-Regulierungsbe­
hörde eines betroffenen Mitg Iiedsstaates betrachten. Alle von der Antragstelfarin im Laufe 
des Verfahrens nachgereichten Unterlagen wurden von der Bundesnetzagentur an die Regu­
lierungsbehörden der letztendlich betroffenen Mitgliedsstaaten Belgien und Niederlande 
übermittelt. 

~ Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgelleimn!sse­



Das Projekt ist Teil der Unionsliste der Vorhaben von gemeinsamem Interesse (Unionsliste) 
gemäß Artikel3 Absatz 4 der Verordnung (EU) 347/2013. Die Unionsliste wurde als delegier­
ter Rechtsakt am 21.12.2013 erlassen und ist am 10.01.2014 in Kraft getreten. Das vorlie­
gende Projekt wird in der Unionsliste mit der Nr. 5.12 geführt. 

Neben dem Investitionsantrag und dem Antrag auf grenzüberschreitende Kostenaufteilung 
hat die Antragstellerin im Laufe des Verwaltungsverfahrens eine Kosten-Nutzen-Analyse und 
einen Geschäftsplan vorgelegt. 

Die Antragstellerin schlägt vor, dass sie die gesamten Investitionskosten tragen solle. Die 
ebenfalls von dem Projekt betroffenen Fernleitungsnetzbetreiber Snam Rete Gas (Italien), 
FluxSwiss Sag! (Schweiz) und Fluxys Begium SA (Belgien) tätigen im Rahmen des hier ge­
genständlichen Projektes "Reverse flow interconnection an TENP pipeline to Eynatten inter­
connection point" keine eigenen Investitionen. Die Übernahme der gesamten Investitionskos­
ten begründet die Antragstellerin damit, dass der überwiegende Teil der Vorteile des Projek­
tes in Deutschland liege. Es werde daher vorgeschlagen, dass im Rahmen einer grenzüber­
schreitenden Kostenaufteilung die Antragstellerin 100 % der Kosten des Investitionsprojektes 
tragen solle. Die Antragstellerin habe die betroffenen Fernleitungsnetzbetreiber der betroffe­
nen Mitgliedsstaaten bezüglich des Investitionsantrags und der beantragten grenzüber­
schreitenden Kostenaufteilung konsultiert. Die betroffenen Fernleitungsnetzbetreiber hätten 
gegenüber der Antragstellerin keine Einwände gegen die geplante Kostenaufteilung geltend 
gemacht. 

Die Antragstellerin hat einen Betrag in Höhe geplante lnvestiti-
anskosten für das Vorhaben angegeben. 

Die Inbetriebnahme solle im Jahr 2018 stattfinden. 

Die Bundesnetzagentur und die Regulierungsbehörden der betroffenen Mitgliedsstaaten ha­
ben im Vorfeld dieser Entscheidung Einvernehmen Ober die grenzüberschreitende Kasten­
aufteilung hergestellt. Unter dem 10.04.2014 wurde der Tenor des Beschlussentwurfs den 
Regulierungsbehörden der Mitgliedsstaaten Belgien und Niederlande zur Stellungnahme 
übersandt. Sie haben mit Schreiben vom 24.04. bzw. 30.04.2014 Stellung genommen. 

Die Regulierungsbehörden der betroffenen Mitgliedsstaaten haben der Bundesnetzagentur 
mitgeteilt, dass sie aufgrund der Kostentragung von 0 % der Investitionskosten durch Fern­
leitungsnetzbetreiber mit Sitz in ihrem Zuständigkeitsbereich von einer eigenen nationalen 
Umsetzungsentscheidung absehen werden. 

Die Antragstellerin hat den Investitionsantrag inklusive des Antrags auf grenzoberschreiten­
de Kostenaufteilung für das Projekt "Reverse flow interconnection on TENP pipeline to Ey­
natten interconnection point" am 31.10.2013 gestellt und in der Folge weitere Informationen 
zu dem Projekt nachgereicht. Insbesondere hat sie mit Schreiben vom 28.03.2014 eine 
komplett überarbeitete Version der Antragsunterlagen übermittelt. Mit Schreiben vom 
01.04.2014 hat sie eine englische Übersetzung der Antragsunterlagen nachgereicht. Diese 
hat die Bundesnetzagentur am 03.04.2014 an die anderen betroffenen Regulierungsbehör­
den weitergeleitet. 

Eine Kopie der ursprünglichen Antragsunterlagen wurde der Agentur zur Zusammenarbeit 
der Energieregulierungsbehörden (Agentur) von der Bundesnetzagentur unter dem 
15.11.2013 übermittelt. Unter dem 10.04.2014 hat die Bundesnetzagentur die nachgereich­
ten Unterlagen-ebenfalls an die Agent~rweitergeleitet 

Die Bundesnetzagentur hat die Regulierungsbehörde des Bundeslandes Nordrhein­
Westfalen gemäß§ 55 Abs. 1 Satz 2 EnWG unter dem 13.02.2014 über die Einleitung des 
Verfahrens informiert. Unter dem 02.05.2014 wurde der Beschlussentwurf gemäß§ 58 Abs. 

- Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse­



1 Satz 2 EnWG dem Bundeskartellamt und der Regulierungsbehörde des Landes Nordrhein­
Westfalen zur Stellungnahme übersandt. Das Bundeskartellamt und die Landesregulie­
rungsbehörde haben von diesem Recht keinen Gebrauch gemacht. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Verfahrensakte verwiesen. 

-Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse­
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II. 

A. Formelle Rechtmäßigkeit 

I. Zuständigkelt 

Nach Artikel 12 Absatz 4 Salz 1 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 treffen die betroffenen 

nationalen Regulierungsbehörden koordinierte Entscheidungen. In Deutschland ist die Bun­

desnetzagentur gemäß§ 54 Abs. 1 i.V.m. §54 Abs. 3 EnWG die zuständige Regulierungs­

behörde. Die Zuständigkeil der Beschlusskammer ergibt sich aus §59 Abs. 1 S. 1 EnWG. 

Die Bundesnetzagentur als nationale Regulierungsbehörde ist betroffen, da die Antragstelle­

rin ihren Sitz in der Bundesrepublik Deutschland hat, das Projekt innerhalb des Hoheitsge­

bietes der Bundesrepublik Deutschland umgesetzt wird und ein positiver Nutzen für Deutsch­

land generiert wird. 


II. Antrag und Frist 

Der Investitionsantrag inklusive dem Antrag auf grenzOberschreitende Kostenaufteilung wur­

de fristgerecht am 31.10.2013 bei der Bundesnetzagentur gestellt. Investitionsanträge von 

Vorhaben, die in die erste Unionsliste aufgenommen sind, müssen von den Vorhabenträgern 

gemäß Artikel12 Absatz 3 Unterabsatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 bis zum 31. 

Oktober 2013 eingereicht werden. 


111. Anhörung der Antragstellerin 

Der Antragstellerin wurde gemäß Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung (EU) 347/2013 die Ge­
legenheit zur Stellungnahme gegeben. 

IV. Beteiligung von ausländischen Regulierungsbehörden 

Mit den von dem Vorhaben ebenfalls betroffenen RegulierungsbehCirden der Mitgliedsstaa­

ten Belgien und Niederlande wurde am 24.04.2014 bzw. am 30.04.2014 Einvernehmen über 

die grenzOberschreitende Kostenaufteilung erzielt. 


Die Regulierungsbehörden der betroffenen Mitgliedsstaaten haben der Bundesnetzagentur 
mitgeteilt, dass sie aufgrundder Kostentragung von 0% der Investitionskosten des Projektes 
durch Fernleitungsnelzbetreiber mit Sitz in ihrem Zuständigkeitsbereich von einer eigenen 
nationalen Umsetzungsentscheidung absehen werden. Die Bundesnetzagentur hat die be­
troffenen Regulierungsbehörden darauf hingewiesen, dass !rotz einer Kostentragung von 0 
%eine eigene nationale Umsetzungsentscheidung im Sinne einer koordinierten Entschei-

. dunggemäß Artikel12 Absatz 4 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 notwendig sein 
könnte. Durch die Tatsache, dass zwischen allen betroffenen nationalen Regulierungsbehör­
den Einvernehmen Ober die grenzOberschreitende Kostenaufteilung erreicht wurde und die 
betroffenen ausländischen Regulierungsbehörden erklärt haben, dass sie von einer eigenen 
nationalen Umsetzungsentscheidung absehen werden, sieht die Bundesnetzagentur die Vo­
raussetzungen fOr eine lwordinierte Entscheidung gemäß Artikel12 Absatz 4 Satz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 347/2013 als erfüllt an. 

V. Beteiligung von Bundeskartellamt und Landesregulierungsbehörden 

Die hier zuständige Regulierungsbehörde des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen wurde 

gemäß § 55 Abs. 1 S. 2 EnWG von der Einleitung des Verfahrens benachrichtigt. 


- Diese Entscheidung enthält BetrlebS·· und Geschäftsgeheimnisse­
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Dem Bundeskartellamt sowie der zuständigen Regulierungsbehörde des Landes Nordrhein­
Westfalen wurde gemäß § 58 Abs. 1 Satz 2 EnWG Gelegenheit zur Stellungnahme gege­
ben. 

VI. Beteiligung der Agentur für die Zusammenarbeit der Regulierungsbehörden 

Der Agentur für die Zusammenarbeit der Regulierungsbehörde {Agentur) wurde am 
15.11.2013 eine Kopie der Antragsunterlagen übermittelt. Eine Aktualisierung der Antragsun­
terlagen, die die Antragstellerio in englischer Fassung am 01.04.2014 nachgereicht hatte, 
wurde der Agentur am 10.04.2014 weitergeleitet. 

B. Grenzüberschreitende Kostenaufteilung 

Aufgrund des Antrags auf grenzüberschreitende Kostenaufteilung nach Artikel12 Absatz 3 

Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 trägt die Antragstellerio Investitionskosten 

für das Projekt "Rejveiirllisieiifliowiiiiiniitieriiciojnnection on TENP pipeline to Eynatten interconneclion 

point" in Höhe von • 


I. Vorhabenspezifische Kosten-Nutzen-Analyse 

Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 2 lit. b der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 verlangt eine Kos­
ten-Nutzen-Analyse gemäß Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013. Zwar lag eine 
energiesystemweite Kosten-Nutzen-Analyse nach Artikel11 der Verordnung (EU) Nr. 
347/2013 weder zum Zeitpunkt der Antragstellung noch zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
dieser Entscheidung vor. Die Antragstellerin hat Ihrem Antrag auf grenzüberschreitende 
Kostenaufteilung jedoch eine vorhabenspezifische Kosten-Nutzen-Analyse beigefügt Die 
von der Antragstellerin vorgelegte Kosten-Nutzen-Analyse erfüllt aus Sicht der Beschluss­
kammer die Anforderungen der Verordnung {EU) Nr. 347/2013 insoweit, als sie die wirt­
schaftlichen, sozialen und ökologischen Kosten und Nutzeneffekte des Vorhabens in den 
betroffenen Mitgliedstaaten gemäß Artikel12 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Verordnung {EU) 
Nr. 347/2013 berücksichtigt. Bis zurvoraussichtlich erst am Ende dieses Jahres vorliegen­
den Genehmigung einer energiesystemweiten Kosten-Nutzen-Analyse gemäß Artikel11 der 
Verordnung (EU) Nr. 347/2013 durch die Europäische Kommission erscheint es zumindest 
Obergangsweise vertretbar, die Genehmigung unter dem Vorbehalt zu erteilen, dass die 
noch zu erstellende Kosten-Nutzen-Analyse gemäß Artikel 11 der Verordnung {EU) Nr. 
347/2013 das nachfolgend dargestellte Ergebnis dervorgelegten vorhabenspezifischen Kos­

ten-Nutzen-Analyse bestätigt. Sobald die Kosten-Nutzen-Analyse nach Artikel 11 der Ver­

ordnung (EU) Nr. 347/2013 durch die Kommission genehmigt ist, müssen alle vorhabenspa­

zifischen Kosten-Nutzen-Analysen im Rahmen von Verfahren auf grenzüberschreitende Kos­
tenaufteilung gemäß Artikel12 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 den Vorgaben der ge­
nehmigten Methode einer Kosten-Nutzen-Analyse genügen. Dies beinhaltet die Konformität 
mit den in Anhang V der Verordnung {EU) Nr. 347/2013 festgelegten Grundsätzen, insbe­
sondere mit den in Anhang V Nummer 1 der Verordnung {EU) Nr. 347/2013 vorgesehenen 
lnput-Datensätzen. 

Die Antragstellerin verweist in den Antragsunterlagen mehrfach auf eine Studie der Bera­
tungsgesellschaft Booz & Company, die den Mehrwert des vorliegenden Projektes anhand 
-verschiedener Indikatoren-nachgewiesen haben soll. .Da die.Antragstellerin die QuelLen, _die 
Qualität und die Aktualität der in dieser Studie verwendeten Daten nicht bestätigen kann, 
kann die Beschlusslcammer diese Informationen nicht als belastbar einstufen und hat sie bei 
ihrer Entscheidung nicht berücksichtigt. Neben den in der Studie von Booz & Company ent­
wickelten Indikatoren hat die Antragstellerin eine Kosten-Nutzen-Analyse vorgelegt, die sich 

- Diese Entscheidung enthält Betriebs~ und GescMftsgehelmnisse­
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an dem aktuellen Stand des Vorschlags des Europäischen Verbunds der Fernleitungsnetz­
betreiber für Gas (ENTSOG) für eine Methode einer Kosten-Nutzen-Analyse orientiert. Bei 
der monetären Analyse wird ein positiver ökonomischer Barwert ermittelt. Dieser berechnet 
sich als aggregierter Wert aller abgezinsten Cash-Fiows, die durch das Projekt unter Berück­
sichtigung von eingesparten Kosten und der Gesamtkosten des Projektes generiert werden. 
Den Investitions-, Betriebs- und sonstigen Kosten werden dabei den aus gesellschaftlicher 
Sicht eingesparten Kosten fÜr C02-Emissionen und der Veränderung der Brennstoftkosten in 
einem veränderten Brennstoftmix gegenübergestellt. Bei der NutzenanalysiHmterstellt die 
Antragstellerin, dass lediglich -der durch das Projekt zur Verfügung gestellten Kapazitä­
ten für den Strommarkt genutzt werden. Die Bewertung der einsparten C02-Emissionen be­
schränkt sich auf den Strommarkt Weiteres C02-Einsparpotential ergibt sich für den Wär­
memarkt, bei dem Heizöl durch Erdgas substituiert wird. Diese Auswirkungen wurden nicht 
quantifiziert. Die grenzoberschreitenden Vorteile für die betroffenen Mitgliedsstaaten wurden 
nicht vollständig quantifiziert, da der Nutzen des Projekts nur für Deutschland und nicht für 
die betroffenen Mitgliedsstaaten berechnet wurde. Für die Entscheidung über die grenzüber­
schreitende Kostenaufteilung reicht diese verkUrzte Darstellung der Kosten-Nutzen-Analyse 
jedoch aus, da für Deutschland alleine betrachtet schon ein positives Kosten-Nutzen­

Verhältnis ausgewiesen wird. Zusätzlich zu der monetären Analyse hat die Antragstellerin 

einige Indikatoren nach den aktuellen Vorschlägen von ENTSOG ermittelt. Diese ergänzen 

die quantitative durch eine qualitative Analyse, bei der die Wirkungen des Projekts im Hin­

blick auf die Verbesserung der Reversibilität von Grenzübergangspunkten, die Routendiver­

sifikation, die n-1-Sicherheit und die jahrliehe Exportfähigkeit bewertet werden. 


Im Ergebnis weist die von der Antragstellerin durchgeführte Kosten-Nutzen-Analyse für 

Deutschland ein positives Kosten-Nutzen-Verhältnis auf. 


II. Finanzielle Tragfähigkeit 

Die Antragstellerin hat einen Geschäftsplan gemäß Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 2 lit. b 
der Verordnung {EU) Nr. 347/2013 vorgelegt. Der Geschäftsplan besteht im Wesentlichen 
aus einer Cash-Fiow Analyse. Der Geschäftsplan für das vorliegende Projekt ,Reverse flow 
interconnection on TENP pipeline to Eynatten interconnection point" ergibt sich aus der Diffe­
renz des gemeinsamen Geschäftsplans für die beiden Projekte .,Reverse flow interconnec­
tion an TENP pipeline to Eynatten interconnection point" (5.10) und .,Reverse flow inter­
connection an TENP pipeline" (5.12) und dem Geschäftsplan des Projekts .,Reverse flow 
interconnection an TENP pipeline". Dies ist dadurch begründet, dass das hier vorliegende 
Projekt ,Reverse f/ow interconnection an TENP pipeline to Eynatten interconnection point" 
auf der Realisierung des Projekts .,Reverse flow interconnection on TENP pipeline" aufbaut 
und nicht alleine umgesetzt werden kann. in dem Geschäftsplan wird der Zeitraum vom 
Baubeginn des Projekts in 2014 bis zum Jahr 2038 und somit mit einer Laufzeit der Investiti­
on von 20 Jahren nach Inbetriebnahme (2018) betrachtet. Alle im Geschäftsplan betrachte­
ten Zahlungen auf das Jahr 2014 diskontiert. Die Finanzierung wird mit-Ober 
Eigenkapital Fremdkapital Der Diskontierungssatz far Eigenka­

für ibt sich bei der Aufteilung von 
.mrt~«>nit,,l im gewichteter Diskontierungs­
wlrd eine Inflationsrate von und für die Folgejahre ab 

lnntArRt"llt in der Cash-F/ow-Ana/yse werden neben den Investitionskosten 
Aufwendungen Tilgung, Fremdkapitalzinsen und Betriebskosten angesetzt. Die Einnah­
men ergeben sich aus der Multiplikation der angesetzten Tarife mit den erwarteten gebuch­
ten Mengen. Neben der Aufnahme von Schulden, die während der Investitionsphase in der 
Gash-Flew-Analyse als Einnahmen-betrach!et-werden,-ist in den Jahren 2014 bis2DJ_ß_e.ine 
Position .,Förderung" als Einnahme in der Cash-Fiow-Analyse angegeben. Der Förderungs­
bedarf ergibt sich aus der Differenz zwischen den tatsächlichen Cash-Fiows und den zur 
Erreichung des internen Zinsfußes erforderlichen Cash-F/ows. Aus dem Geschäftsplan ergibt 
sich somit, dass ohne eine Förderung das Projekt finanziell nicht tragfähig wäre. Über die 

-Diese Entscheidung enthält Betriebs" und Geschäftsgeheimnisse·­
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tatBilchliehe Höhe und mögliche Quellen der Förderung liegen der Beschlusskammer keine 
Informationen vor. Eine Bewertung der finanziellen Tragf~higkeit des Projektesanhand des 
Geschäftsplans ist damit nur eingeschränkt möglich. 

Zudem hat die Antragstellerin eine Marktprüfung durchgeführt. Die Antragstellerin hatte im 
Dezember 2012 zur Erkundung des Marktinteresses im Rahmen eines effizienten Verfahrens 
sowie zur Vergabe der Kapazitäten ein Open-Season-Verfahren eingeleitet. Anfang 2013 
wurde das Verfahrenaufgrund ungewisser Sachverhalte, die sich während des Verfahrens 
ergeben hatten, vorübergehend eingestellt. Unsicherheil bestand insbesondere in Bezug auf 
die Odorierung der Gasmengen aus Frankreich sowie das Ausspeiseentgelt am Griespass 
(Italien). Im Ergebnis führte die Marktprüfung zu keinen Verpflichtungserklärungen von 
Transportkunden bezOgliehen Transportkapazitäten und Entgelten. 

111. Kostenaufteilung 

Unter Berücksichtigung der vorhabenspezifischen Kosten-Nutzen-Analyse, des Geschäfts­
plans und des Einvernehmens mit den ausländischen betroffenen Regulierungsbehörden 
werden die Investitionskosten wie . Auf die Antragstellerin entfallen Investiti­
onskosten in Höhe Investitionskosten im Sinne der Verordnung 
(EU) Nr. 347/2013 sind und Herstellungskosten, die notwendig 
sind, die mit dem Projekt zusammenhängenden Einzelmaßnahmen umzusetzen und die An­
Jagen in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen. Nicht zu den Investitionskosten gehö­
ren Betriebskosten und Kosten für die Wartung und Instandsetzung. 

Die Entscheidung über die Kostenaufteilung berücksichtigt die vorhabenspezifische Kosten­
Nutzen-Analyse, die die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Kosten und Nutzenef­
fekte einbezieht. Nach Auffassung der Beschlusskammer ist es sachgerecht, dass die An­
tragstellerin Investitionskosten in Höhe das vorliegende Projekt 
trägt. Zwar wurden die Nutzenwerte für die von betroffenen Mitglieds­
staaten nicht berechnet. Die Kostennutzenanalyse hat jedoch trotz dieser verkürzten Darstel­
lung ergeben, dass für Deutschland allein betrachtet schon ein positives Kosten-Nutzen­
Verhältnis resultiert. Dadurch, dass das Kosten-Nutzen-Verhältnis für Deutschland bereits 
positiv ausfällt, ist eine Kostenlragung durch weitere Mitgliedstaaten nicht erforderlich. Die 
Beschlusskammer folgt mit dieser Entscheidung unter anderem einer Empfehlung der Agen­
tur. Die Agentur empfiehlt in einem mit den nationalen Regulierungsbehörden der EU­
Mitgliedstaaten abgestimmten Dokument (Recommendation of the Agency for the Coopera­
tion of Energy Regulators No. 07/2013 of 25 September regarding the cross-boarder cost 
allocation requests submitted in the framewerk ofthe first union Iist of electricily and gas pro­
jeals of common interest), dass für Projekte der ersten Unionsliste eine grenzOberschreiten­
de Kostenbeteiligung nur für die Projekte vorgenommen werden soll, bei denen die Mit­
gliedsstaaten, in denen die Vorhaben von gemeinsamen Interesse umgesetzt werden sollen, 
ein negatives Kosten-Nutzen-Verhältnis aufweisen. Dies ist bei dem vorliegenden Projekt 
nicht der Fall. 

C. Kostenanerkennung in den nationalen Netzentgelten 

Artikel12 Absatz 4 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 sieht neben der Auftei­
lung der Investitionskosten auch eine Entscheidung Ober die Einbeziehung in die Netznut­
zungsentgelts vor. Die auf effiziente Weise angefallen lnvestitionslmsten werden unter An­
rechnung ~von-Engpasserlösen üder~sonstigen ~Entgelten von den~Netznutzem-der-Antragstei­
Jerin getragen. Die Systematik fOr die Einbeziehung von Investitionsieosten in die Netznut­
zungsentgelte ist in Deutschland in der Anreizregulierungsverordnung geregelt. 

- Diese Entscheidung enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse­
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D. Nebenbestimmungen 

Die Genehmigung enthält Nebenbestimmungen nach Artikel12 Abs. 3 Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 347/2013. 

I. Mitteilungspflichten 

Die Antragstellerin hat gemäß Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Vorordnung (EU) Nr. 
347/2013 allen nationalen betroffenen Regulierungsbehörden regelmäßig, mindestens ein­
mal im Jahr, Ober die Fortschritte des Vorhabens sowie Ober die mit ihm verbundenen ermit­
telten Kosten und Auswirkungen auf dem Laufenden zu hallen bis das Vorhaben in Betrieb 
geht. Die Antragstellerin wird verpflichtet, die relevanten Informationen jeweils zum 31.03. 
eines Jahres der Beschlusskammer vorzulegen. 

ll. Widerrufsvorbehalt 

Die Entscheidung Ober die grenzüberschreitende Kostenaufteilung steht unter dem Vorbehalt 
des Widerrufs. Insbesondere sieht die Beschlusskammer die Möglichkeit eines Widerrufs der 
Entscheidung über die grenzüberschreitende Kostenaufteilung für den Fall, dass sich der fOr 
die Entscheidung relevante Sachverhalt in Bezug auf die Umsetzung des Vorhabens von 
gemeinsamem Interesse und der damit zusammenMngenden wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Auswirkungen verändert. Eine Änderung des relevanten Sachverhalts und der 
damit zusammenhängenden wirtschafllichen, sozialen und ökologischen Auswirkungen liegt 
unter anderem dann vor, wenn das Vorhaben nicht umgesetzt wird oder die Investitionskos­
ten einer Änderung unterliegen, welche zu einer signifikanten Änderung des Ergebnisses der 
Kosten-Nutzen-Analyse führt. 

E. Kosten 

Hinsichtlich der Kosten bleibt ein gesonderter Bescheid gemäß§ 91 EnWG vorbehalten. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Entscheidung ist die Beschwerde zulässig. Sie ist schriftlich binnen einer mit 
der Bekanntgabe der Entscheidung beginnenden Frist von einem Monat bei der Bundes­
netzagentur fOr Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 
53113 Bann (Postanschrift: Postfach 80 01, 53105 Bann) einzureichen. Zur Fristwahrung 
genügt jedoch, wenn die Beschwerde innerhalb dieser Frist bei dem Beschwerdegericht, 
dem Oberlandesgericht DOsseidorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 DOsseldorf), ein­
geht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen 
Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder 
der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebegründung 
muss die Erklärung enthalten, inwieweit die Entscheidung angefochten und ihre Abänderung 
oder Aufhebung beantragt wird. Ferner muss sie die Tatsachen und Beweismittel angeben, 
auf die sich die Beschwerde stützt. Beschwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen 
durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat gemäß § 76 Abs. 1 EnWG keine aufschiebende Wirkung. 

Z;;Wu-~ 
Alexander Lüdtke-Handjery Dr. 

~ Janine~er Rainer Busch 

Vorsitzender Beisitzerin Beisitzer 
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